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Light-Variante zur Auswahl
Binningen stimmt imHerbst über den Schulcampus ab, sein teuerstes Projekt aller Zeiten.

Patrick Rudin

«Jetzt ist es amStimmvolk», re-
sümierte Einwohnerratspräsi-
dent Sven Inäbnit am Montag-
abend. Das Binninger Gemein-
deparlament hatte zuvor eines
der grössten Projekte in seiner
Geschichte verabschiedet: Für
48,4Millionen Franken soll der
Schulcampus Dorf gebaut wer-
den, den Stimmbürgern wird
gleichzeitig auch eine «Light-
Variante» für 44,4 Millionen
Franken vorgelegt.

Die Kosten sind allerdings
lediglichauf zehnProzentgenau
geschätzt undbasieren auf dem
Baupreisindex vom Oktober
2020.Binningenwirdbereits im
kommenden Herbst über das
Projekt abstimmen, frühester
Baubeginn wäre im Frühling
2024. Bei der Gemeinderatsva-
riante «optimiert» wird beim
Schulhaus billigerer Sichtbeton
verwendet, auchverzichtetman
aufOberlichter.

MehrAsphalt,
wenigerBäume
Die «Light»-Variante zeichnet
sich durch eine kleinere Tiefga-
ragemit 37 statt 76 Plätzen aus,
dazu wird der Dorfplatz vor al-
lem als grosser Pausenplatz ge-
staltet: Das bedeutet mehr As-
phalt undwenigerBäume, auch
bleibt die Curt-Goetz-Strasse
vor der Gemeindeverwaltung
so, wie sie heute ist. Am be-
stehendenVelowegwirdbei bei-
den Varianten nichts geändert.

Geräuschlos gingdieVerab-
schiedung des Projekts im Ein-
wohnerrat allerdings nicht über
dieBühne:RomanOberli (SVP)
erinnerte daran, dass seine
Fraktion erfolglos für ein Kos-
tendachvon40MillionenFran-

ken geworben hatte und ver-
langtenun,dassderEinwohner-
rat Farbe bekenneund lediglich
eine favorisierte Variante zur
Abstimmung bringe. Mit
7:32-Stimmenblieb die SVPda-
mit aber chancenlos, das Volk
wird somit über zwei Varianten
abstimmen. Dazu kann per
Stichfrage eine Variante bevor-
zugt werden, falls beide ange-
nommenwerden.Mit21:8-Stim-
men bei 15 Enthaltungen warb
vor allem die Ratslinke dafür.
Die FDP enthielt sich hingegen
komplett, ihr gingendieKosten-
senkungen nicht weit genug.

Das jüngst vonder bz publik
gemachte Verkehrsgutachten
Schutzmatten sorgte ebenfalls
für Gesprächsstoff: Die Grünen
verlangten, die 200000 Fran-
ken für die zweispurige Zufahrt
zur Tiefgarage solle man vom
Projekt abtrennen,derGemein-

derat solle diesen Teil separat
demParlamentvorlegenunddie
langfristigePlanungderSchutz-
matteaufzeigen.Das stiess auch
bei den Sozialdemokraten auf
Sympathien, doch eine Mehr-
heit des Rates lehnte diesen
Punktmit 22 gegen 17 Stimmen
ab.Damit sehenbeideVarianten
eine zweispurige Zufahrt zur
künftigen Tiefgarage an der
Postgasse vor.

Ausbausoll auf 12Millionen
Frankengekürztwerden
Auch der geplante neue Werk-
hof beim Binninger Friedhof
war amMontag im Rat Thema.
DieProjektkostenvonursprüng-
lich 13,6Millionen Frankenwa-
renvielenPolitikernschlichtweg
zuhoch.DieMehrkosten verur-
sachen vor allem der Platz für
einegrössereAnzahlFahrzeuge,
die zusätzlichen Werkstätten

undeinTreibstofflager.Aufkon-
krete Kürzungen konnte man
sich in der vorberatendenKom-
mission nicht einigen. So bean-
tragtemannun,dasGeschäft an
denGemeinderat zurückzuschi-
cken.Dieser solledanndenAus-
bauauf zwölfMillionenFranken
kürzen.Alternativ sollemandie
Planung ganz von vorne begin-
nen und ein Kostendach von
zehnMillionen festsetzen.

Gemeinderätin Caroline
Rietschi warnte, bei einer Neu-
planung werde in den nächsten
zehn JahrenkeinneuerWerkhof
entstehen. Auch eine Mehrheit
des Einwohnerrates sah das so
undbeschlossmit 21 zu 18Stim-
men die Rückweisung mit
einem Kostendach. Der Ge-
meinderatmussdasProjektnun
überarbeiten.Danachdürfteder
Streit umdenWerkhof imParla-
mentweitergehen.

Hundemarke weg,
dafür darf ’s knallen
Reinach FüreinehitzigeDebat-
te sorgte amMontag im Reina-
cher Einwohnerrat erneut das
Postulat, das den Verzicht auf
das offizielle Feuerwerk amNa-
tionalfeiertag ausRücksicht auf
dieukrainischenFlüchtlingege-
fordert hatte.NebenderAbsage
desFeuerwerkes sollte auchpri-
vatesBöllernundKnallen indie-
sem Jahr untersagt werden –
dies, umMenschen aus der Uk-
raine nicht ohne Not in Angst
und Schrecken zu versetzen.

Jedochbrachtedie Initiantin
desBegehrens, FaridehEghbali
(Grüne), und ihre Vertreterin
und Parteikollegin Katrin Joos
Reimer nicht in erster Linie die
Flüchtlingsthematik, sondern
amAnfangderDebatteumwelt-
technische Bedenken vor:
«Feuerwerkskörper sind ein
wahrerGiftcocktail.Die chemi-
schenVerbindungenverschwin-
dennicht einfach,wennmansie
abgelassen hat», so Katrin Joos
Reimer (Grüne). EineMehrheit
der Bevölkerungwürde sich zu-
demanderKnallerei störenund
Tierewürden verängstigt.

So wurde das Postulat als
Anlass benutzt, um über Alter-
nativenzumalljährlichenFeuer-
werk samtKnallerei nachzuden-
ken. Der eigentliche Anlass –
Verknüpfung der Themen
Feuerwerksverbot und Flücht-
linge – sei aber «extrem un-
glücklich», wie SP-Einwohner-
rätin Soraya Streib Ladner es
ausdrückte.EinFeuerwerksver-
bot zum aktuellen Zeitpunkt
würde sich negativ auf die Hal-
tung der Bevölkerung gegen-
über Flüchtlingen auswirken.

Als Einzelsprecher meldete
sichMarkusMaag (SP) zuWort:
«In Reinach leben seit Jahren
vom Krieg traumatisierte
Flüchtlinge.EinFeuerwerksver-

bot war deswegen nie ein The-
ma.» Dies jetzt im Zusammen-
hang mit Flüchtlingen aus der
Ukraine speziell zu fordern, sei
«tendenziös.»

Ehmachtlosgegen
privatesFeuerwerk
Privates«GeknalleundGeklöp-
fe»könnedieGemeinde sooder
sonicht verhindern, stattdessen
solltendieFlüchtlingeüber den
Brauch am Nationalfeiertag in-
formiertwerden. Ähnlich klang
es von bürgerlicher Seite, selbst
wenndort dieVerknüpfungvon
FeuerwerksverbotundUkraine-
Krieg als unkritisch angesehen
wurde. Vielmehr wurde vorge-
bracht, den Geflüchteten die
SchweizerTraditionennäherzu-
bringen: «Wir sollten unsere
Bräuche bewahren. Das ist ein
ZeichenderStärke, undnurweil
wir ein starkesVolk sind,können
wir Flüchtlinge aufnehmen»,
sagte etwa FDP-Mitglied Jörg
Burger. Man solle die Ukrainer
«zu Bratwurst und Bier an die-
ses Fest der Freiheit einladen»,
soAdrianBillerbeck (SVP).Eine
Mehrheit des Rates schrieb das
Postulat und damit das Thema
Feuerwerksverbot ab.

Ohne Debatte und einstim-
mig ging die Abschaffung der
Hundemarke über die Bühne.
«Hundemarkensindnichtmehr
zeitgemäss», so Gemeindeprä-
sident Melchior Buchs (FDP).
Dank obligatorischer Chips fin-
detman von jedemHund in der
Schweiz den Besitzer heraus.
Mit der Abschaffung derMarke
sparenReinacherinnenundRei-
nacher einmalig 20 Franken.
Gleichzeitig ist abervorgesehen,
die jährliche Hundegebühr um
20Franken zu erhöhen.

Caspar Reimer

DasBinninger Stimmvolkmuss sich beimSchulcampus nun zwischenKosten von rund49Millionen oder
45Millionen Franken entscheiden. Visualisierung: Weyell Zipse & Hörner

Grüner Rückzug, rote Freude
Regierungswahlen: SP dürfte vonGrünen-Rückzieher profitieren.

Tomasz Sikora

DasKandidatenkarussell fürdie
Baselbieter Regierungswahlen
2023 dreht und dreht: Von der
Absage des Grünen Philipp
Schoch (die bz berichtete) dürf-
te besonders SP-Kandidat Tho-
mas Noack (Bild) profitieren,
wie er selbst sagt. «Philipp
Schochs Absage erhöht meine
Chancen.» Würden sie beide
antreten, müssten sie sich ver-
mutlich einigeStimmenausder
gleichen Wählergruppe teilen,
so der Sozialdemokrat.

Auswirkungen dürfte die
neueAusgangslageauchaufdie
Zusammenarbeit zwischen der
SP und denGrünen haben, sagt
Noack: «Es stellt sich die Frage,
ob und wie die Grünen mit uns
zusammenarbeitenwollen.»Ob
und wie sich das auf allfällige
Kandidaturen auswirke, sagt er
nicht: «Die Gespräche hierzu
laufen zwischen den Parteilei-
tungen.» Auf Ebene der Partei
ändere sich aber nichts, sagt er
und betont: «Wir treten weiter-
hin mit den Kandidaturen von
Kathrin Schweizer undmir an.»

SP-Parteipräsidentin Miriam
Locher stimmtNoack zu: «Eine

zusätzliche SP-
Kandidatur
schliesse ich
aus. Wir haben
einen Plan und
verfolgen die-
senkonsequent

weiter.»
Auch sie betont die Zusam-

menarbeit mit den Grünen
(«DasübergeordneteZielderSP
undderGrünenbleibtdieSchaf-
fung neuer Mehrheiten») und
sieht die SPwieNoack als Profi-
teurin derAbsage Schochs,weil
sowohl Kathrin Schweizer als
auch Thomas Noack eine kon-
sequent ökologischePolitik ver-
folgenwürden: «Damit sind sie
sicher auch fürGrüneWählerin-
nen undWähler wählbar.»

AuchGLPkönnte
profitieren
GLP-Präsident Thomas Tribel-
horn findet es «erstaunlich»,
dass Philipp Schoch nun doch
nicht antritt, ist aber nicht trau-
rig darüber: «Ich gehe davon
aus, dass die GLP beim Regie-

rungswahlkampf durchaus von
Schochs Absage profitieren
kann.»Völligumkrempelnmüs-
sedieGLP ihreStrategiedeswe-
gen aber nicht.

DieDrähtemit potenziellen
KandidatinnenundKandidaten
laufen trotz geringerAussichten
aufErfolgheiss – soetwa jene zu
Landratspräsidentin Regula
Steinemann, die schon länger
als potenzielle Kandidatin für
die Regierungswahlen im Ge-
spräch ist. Dazu Tribelhorn:
«Siehat sicheineBedenkzeit bis
Juni ausbedungen. Konkret ist
ihre Kandidatur noch nicht.»

Steinemann selbst bestätigt
diese Haltung: «Dieser neue
Umstandändert nichts an einer
möglichen Kandidatur meiner-
seits und der Entscheidwird im
Juni kommuniziert.»

Auch allfällige weitere Kan-
didaturen der GLP dürften erst
vor den Sommerferien bekannt
werden, denn: «Die GLP wird
an ihrer ausserordentlichenMit-
gliederversammlung vor den
SommerferienüberKandidatu-
ren für den Regierungswahl-
kampf entscheiden.»

Bei uns
dürfen Sie
allgemein
Erstklassiges
erwarten.


